| so bremen R-Gteittn monat 50 Pftunigt, 
. Jrögerigbn 70 Pßennige, auf ber Voſt vierteljährlich 2 Matt, 
| e Larbbriefträß crgeld 2 Mark 50 Pfennigr. 


Inferate: Du Agejpaiteme Petuzrüt 15 Pfeun ge 
Redacttoun, Druck und Verlag von R. Graßmanr, 


Stettin, Ktrchplaß Nr. 3. 


Ilelliner 


Jeilung. 
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Sonnabend, den 15. Februar 1879. 


Nr. 78. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
53 Sipung vom 14 Sebruar. 
— Bennigsen eröffnet die Sitzunt 
1 — 
Er = nes, Zinar .ainifler Hobrecht, Han- 
delsminiſter Maybach. 
Tagesordnung: 
Jortſetzung der Berathung des Gentralberichte 
der Budget⸗Kommiſſion, und zwar zunächſt über die 
Reſolutionen zu dem Eiſenbahnweſen. 
Abg. Richter - Hagen jept feine geſtrigen 
Ausführungen fort. ' 
Nach meinen geſtrigen ſachlichen Ausführungen 
erübrigt mir heute nur noch, die Anſicht meiner 
Porerl in techniſcher Beziehung zu den Kommiſſtons 
n näher darzulegen. Wir find der Mei- 
daß auch unter anderen als den gegenwärti⸗ 
ngielen und wirthſchaftlichen Berbältnifien 
auf von Vollbahnen in der Regel geeignet 
Entwickelung unſeres Eiſenbahnweſens zu 
. Wir haben nur deshalb für den Antrag 
Teommiſſion geſtimmt, als uns von anderer 
klärt worden iſt, daß dieſer Antrag durch⸗ 
tt künftigen Entſchließungen präjudiclre. Wir 
eerth darauf, daß der Kommiſſtonsantrag zu 
FJerbindung mit dem Kommiſſtonsantrag zu 
Annahme gelangt. Die Nummer 2) würde 
ihren Werth einbüßen ohne die Nummer 


find Sie nicht ver Meinung, ß die Sr- | Rimmen 


ud schmen - Konkurrenz mit dem 
Aalar . — — 5%. 
ler er Eifenbapn-Entwidelung liegt darin, daß 
e durchgehende Verkehr zu einjeitig derück⸗ 
ird; die Klagen über die Differentlaltartf⸗ 
on fi eben aus dieſem Umſtande. Der Herr 
uniſter ſcheint bei dieſem Fehler verharren 
1. Ein Miniſter, der ſich mit Ankaufe⸗ 
ı fo großem Umfange trägt, dem wird ee 
lich fein, diejenige Sorgfalt für den loka⸗ 
dr zu entwickeln, unter der das Sekundär- 
‚a allein gedeihen kann. Deshalb ſteht der 
on Vollbahnen der gedeihlichen Entwickelung 
nukdärbabhnweſens bindernd entgegen. Die 
Etk des Abg. Lasker, daß die nationalliberale 
Partei in Eiſendahn⸗Angelegenhetten nicht gewillt 
Politik von Fall zu Fall zu unterſtüßen, 
te Lage generell geregelt wiſſen wolle, accep⸗ 
ren wir gern. Den Anträgen Lasker's ldanen wir 
ziuſtimmen, weil dieſelben viel zu weit 
im Mir Befinden uns allerdings am Ende un⸗ 
AJ llaturpertobe, wir können nicht voraus⸗ 
rn, wilde Stellung das neue Haus ia dieſen 
Seogen rinmehmen wird, ich glaube aber, daß ein 
Geschäfte mann ein Wettgeſchäft auf die 
tt e fehenden Bahngeſchüfte kaum eingehen 
wird. tr (ole Fortſchrittspartel) haben in Eiſen⸗ 
bagufrag v einen weſentlich negativen Standpunkt 
„en, demn wir glauben, daß eine Weber. 
wWibbeſpruch mit der Wiſſenſchaft und in 
hun dem Erfahrungen in unjerem Lande 
1 deren Kindern ſteht. en au 
zewiſſen Gauugthuung auf dieſe Politit 
om zus ckblicken. Beſchlüſſe auf anderen 
önnen tückzänge gemacht werden, in 
agen hat jeder Beftluß die weitgehend- 
Gerade darum iſt die Verantwortung 
Here, poſttive Beſchlüſſe zu faſſen, von 
mie man nicht völlig überzeugt iſt. 
* der Kommiſſion laſſen völlig frte 
y verlangen, das zu thun, was unter den 
Tepe en Berpättniffen das allein richige iR: 
ene zu nehmen von dem Ankauf von Voll 
en Wir bitten Sie, dieſe Anträge amn 
en. 
Regie rungs⸗Kommiſſar Geh. Rath Brefeld 
aug, daß die Behauptungen des Abg. Richter 
die ſchlechte Rentabilität der Staatsbahnen 
Haus unrichtig ſeien. Wären dleſelben wahr, ſo 


pl 
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Würden bie Staatsbahnen in einem ſolchen Zuſtaude 


„ daß man nicht mehr auf ihnen fahren könne 
dun doch ſelen dieſelben Mufterbapnen. Die Eiſen⸗ 
eba-Berwaltung babe ſchon einen Ueberſchuß von 
a Milltonen Mark gehabt. Dann müſſe man 
Loch auch bedenken, daß die meiſten Bahnen erſt 
Lumalig ſich rentiren, daß alſo der Ueberſchuß mit 
der Zeit größer werden werde. Die fernere Be⸗ 
uptung, daß die Privatbahnen durch die Projekte 
zer Regierung geſchädigt werden, ſei ebenſowenig zus 
weffend. 
den. Aber wenn man die Bahnen unter 20 Ge- 


ch Leben giebt es kelnen größeren Fehler, 


Die Zahl der Beamten ſolle größer wer⸗ 


ſellſchaften werzeitelt, dann werde 
ſehr die Zahl der Beamten ſteigt. 
einer Privatbahn - Geſellſchaft koſte 
Mark, während dieſelbe Strecke im 
85,000 Mark koste. Gerade in 
feinen milttäriſch geordneten Berhältniſſen 
die Bedingungen zu einem durchgebildeten Staats⸗ 
bahnſyſtem gegeben. * Bravo rechts.) können. 
Hammerſtein: Der Die Diskuſſion wird loſſen. 
Abg. Laster bat der bisherigen Elſenbahn⸗ Politik a ag 
Syſtemloſigkeit vorgeworfen, fein Autrag ſpricht ſich 
aber für eim beſtimmtes Syſtem ebenfalls nicht aue. 
Mein Antrag (Durchführung des Staatseisenbahn 
ſyſtems) will prinziptell aussprechen, daß eine gedeih⸗J Vorwurf macht, daß er dieſe Zahlen nicht in der 
uche Entwickelung unſeres Eiſenbahnweſens nur] Kommiſſion zum Gegenſtand einer Erörterung ger 
durch weitere Ausdehnung des Staatseiſenbahn-] macht hat. 
nepes erreicht werden kann. Unſer Antrag hatıe Bei der nun folgenden Abſtimmung wird zu⸗ 
keinen anderen Zweck, als von zuſtändiger Seite] nächſt der Antrag Hammerſtein mit allen ge- 
einen Ausſpruch zu provoziren. Dieſer Zweck if gen die Stimme des Abg. Sombart, der Antrag 
vollſtändig erreicht; der Miniſter hat dem von uns Lasker dagegen mit ſchwacher Majorität abge⸗ 
aufgestellten Peinzip zugeſiimmt. Wir haben kein] lehnt. 
Intereſſe daran, den Antrag weiter zu ver⸗ Die Abſtimmung über den Antrag der Budgei⸗ 
folgen, denn wir haben nicht das Bedürfniß, am] Kommiſſlon : 
Schluſſe der Lgislaturperiode ein politisches Teſta⸗ „Die Staatsregierung aufzufordern, von dem 
Ankauf von Vollbahnen unter den gegenwärtigen 


ment zu machen. Wir ziehen deshalb den Antrag 
finanziellen und wirthſchoftlichen Verhältniſſen Ab⸗ 


zurück. } 
„Rand zu nehmen“ 


Alg. Richter (Hagen) nimmt den Antrag! . 
Hammerſtein wieder auf, um zu konſtatiren, wie si wird mit 179 gegen 174 Stimmen ebenfalls ab- 


Abgrordnele der Eiſenbah politik des Minifers zu⸗ 


Die Verwaltung 
circa 500,000] den Staat. 


Die weiteren von der Kommiſſion zu der Ei⸗ 
ihnfrage vorgeſchlagenen Reſolutionen, das Se⸗ 
babnmefen betreffend, werden mit großer Ma⸗ 
ö m Haufe auge no nmen. co 
Es gelangen jetzt die folgenden von der Bud⸗ 


Die Abgg. Luttus, 2. Ranch pant 
und v. GDammertein erklären zur Geſchafts⸗ 
ordnung, daß fie nunmehr gegen den Antraß wim⸗ 
men werben. . 

Abg. Windthoerſt- Meppen erklärt dagegen, 
daß er vollkommen ernft Stellung zu dieſem Au⸗ 
trage nehmen werde. 

Abg. Frhr. v. Heereman dankt zunächſt 
dem Miniſter für die Art und Welſe, wie er ih 
üder die Eiſenbahn⸗Politit ausgeſprochen. Derſeldt 
babe das mit einer Offenheit gethan, wie man es 
im Hauſe nicht mehr gewohnt jet. Ec habe ſich 
gefreut, daß der Miniſter auch den Lekalbahnen eine 
beſondere Aufmerkſamkelt zuwende. Darin liege ein 
großer Bortſchritt und er glaube, daß man hiervon 
eine weile Ödrderung unſeres wirthſchaftlichen Le⸗ 
bens erwarten dürfe. — Was die ſonſtigen Aus⸗ 
führungen dis Miniſtes anlange, bemerkt Redner 
weiter, fo finde ich, daß in neuerer Zeit der Zug 
durch unſert Regierung, und in gewiſſem Grabe 
auch durch dieſes Haus geht, überall eine Art won 
Beirath ſich zur Seile zu ſtellen. Man will dadel 
ſcheinbar den Wünſchen der Bevölkerung entgegen 
kommen und tut ſchlleßlich doch, was man will. 
Dieſer Zug der Zeit macht mich ſehr bedenklich. 
Ich beraurt, daß der Ankauf von Privatbahnen 
durch den Staat von der Regierung nicht aufgege- 
den worden A in einer Zeit, wo wir uns in einer 
nicht ſehr glücklichen Finanzlage befuden. Die 
Gründe, die der Miniſter dafür angeführt, baben 
mich nicht zu überzeugen vermocht. Im ſtaatlichen 
wenn 
man den realen Verhältniſſen nicht Rechnung trägt. 
Wir können nicht tabula rasa machen; auch kann 
ſich der Miniſter nicht auf ein ideelles Geblet fiel. 
len, für das jede feſte Unterlage fehlt. Uner Pri. 
vat-Etſenbahnweſen hat ſich fo entwickelt, daß es 
unmöglich iſt, auf einmal etzt eine andere Richtung 
einnehmen zu wollen. Ich halte das im boten 
Grade für nachthellig. Andere Staaten haben einen 
ſolchen Wechſel nur vorgenommen, werm es um 
Heine Bahnſtrecken handelt. Will man auf dieſe 
Welſe Vorgehen, jo kann das nicht geſchehen ohne 
Verlegung berechtigter Jutereſſen und andererſetts 
icht, ohne uns in ein großes Maaß von 
Schulden zu ſtürzen. In Weſtfalen glebt man den 
Pavatbahnen vor den Staatsbahnen den Vorzug, 
weil dieſelben ſchneller und leichter den Brekehr ver- 
mitteln. Und was ſpeziell das Tarifweſen anlangt, 
fe find 16 gerade die Staatsbahn n heweſen, die in 
erhöhterem Maße mit einer Aenderung vorgegangen 
fd. Auch bei den Differentialtarifen haben Die 
Staats bahnen eine größere Schuld auf ſich geladen, 
als die Privatbahnen. Was mich aber beſondeis 
gegen das Staateeſſenbahnſyſtem einnimmt, iſt der 
Umſtand, daß daſſelbt die Entwicklung der Staats⸗ 
| ommnipoteng in noch weiterem Maße fördert. Diefer 
Auffaſſung krete ich überall entgegen, well ich fe 
für gefährlich und nachtheilig Halte. Je mehr Sie 
in dieſer Weiſe den Umfang des Rahmens des 
zööftig 


thung. Das Haus der Abgeordneten wolle er- 
Hären- 

1) Im Intereſſe einer geordneten Finanzwirth⸗ 
ſchaft if es geboten: das Geſetz vom 25. Mai 
1873, betreffend die Klaſſen- und Einkommenſteuer, 
dahin abzuändern, daß es ermöglicht wird, in dem 
Staatohaushaltsctat jährlich fo viel an Klaſſen - und 
Enkommen ener in Anſaß zu bringen, als zur 
Deckung des jewelligen Ausgabebedarfs erforder⸗ 
lich iſt. 

2) Die im Jatereſſe des deutſchen Reichs und 
Preußens angestrebte Vermehrung der eigenen Ein- 
nahmen des Reichs liegt nur bann im preußiſchen 
Staatsinterefje, wenn die voue Gewähr dafür gege⸗ 
ben wird, daß der hierdurch, ſet es durch Herab⸗ 
minderung der Malrikularbeiträge unter den im 
Etat 1879 — 80 votheſedenen Sag, jei 4 durch 
direkte Ueberweiſung verfügbarer Einaabmen vom 
Reich, für Picußen dieyontvel werdende Betrag, in 
foweit über denſelben nicht mit Zuſtimmung der 
Landesvertretung im Clat eine anderweitige Verſü ⸗ 
gung getroffen if, jährlich unverkürzt zur Herabmin⸗ 
derung der Klaſſen- und kaſſiſtztrten Einkommen- 
ſteuer verwendet werde. 

Es liegen hierzu Abänderungsanträge der Abgg. 
5. Rauchhaupt, Fehr. v. Hünc, Irhr. v. Minnige⸗ 
rode, Lauenſtein vor, die Reſtrent, Abg. Rickert, 
zunüchſt eingehend beltuchttt und deren Ablehnung 
befürwortet. 

Es haben fi 11 Redner gegen und 16 
für die Anträge der Kommiſſion zum Worte ge⸗ 
meld t. 

Finanzminiſter Hob recht: Der Herr Re⸗ 
ferent hat in feinen letzten Worten ſich anſcheinend 
darüber beklagt, daß der Beſchluß über dle Eiſen⸗ 
bahnfrage ohne Mitwirkung des Ilnanzminiſters er⸗ 
folgt jet. Ich muß darauf Werth legen, daß in 
dieſer Beztehung nicht eine falſche Deutung meinte 
Schweigens Plaß greife, und bemerke daher aus drück⸗ 
lich, daß ich die ſolzenſchwere Bedeutung der Aus- 
breitung des Staatselſenbahnſpſtems fü⸗ die Finanz ⸗ 
lage des Staates vollkommen ancrleune, und daß 
ich den Einfluß, der dadurch auf den Slaate haus. 
haltectat auszrübt wird, ſehr wohl zu würdigen 
weiß, und daß ich die Bedenken, die daraus ent⸗ 
nommen worden find, ſicherlich nicht unterſchäge; 
daß ich aber nach reiflicher Erwägung zu der Ueber. 
zeugung gekommen bin, daß dieſe Bedenken, wenn 
man fie ſcharf prüft und gliedert, die volkswirth⸗ 
ſchafilichen und verlehrspolitiſchen Gründe nicht zu 


geſtern der Herr Handelsminiſter hier vorgeführt hat. 
Nachdem ich als Staatsminiſter diesem Vorſchlage 
iugeſtimmt, habe ich auch 


MIt pas IE 
W Nah 35, I; 


Staats überſpannen, um ſo weniger C% 


man ſehen, wie machen Sie den Staat; je mehr Sie dle freie Be⸗ 


getto umiſſion beſchloſſenen Reſolutlonen zur Bera- 


Werth darauf | 


als Finanzminiſter zu er⸗ adgegebenen 
"Tag uunſeres Staats- forderlich, daß ic.“ 


bahnweſens nicht nur nicht hindern, ſondern fördern 


g im Staate hemmen, je mehr gefährden Sie werde. Eine geſunde Sinanzwirthſchaft wird immer 
Dem Antrag Lasker kann ich nicht zu- 
Staats beſit nur ſtimmen, weil mir derſelbe zu wenig entſchleden if. 

Preußen mit] Ich lege Werth darauf, daß bier ausgeſprochen wird: 
ſeien daß wir dieſer Richtung der Regierung, das Staate⸗ 


zu den Grundſätzen führen, die der Referent ganz 
richtig ausgeführt hat; wenn es ſich aber um die 
richtige Bemeſſung des für eine bewegliche Steuer 
geſtatteten Spaciums handelt, jo kann daſſelbe nur 


Eisenbahn Syſtem zu fördern, nicht beitreten bemeſſen werden nach dem Intereſſe, daß zunächſt 


der Steuerzahler und demnächſt ie Kommunen bei 
dieſer beweglichen Steuer haben. Aber man dürfe 


Nach kurzen perſönlichen Bemerkungen erhält das bewegliche Spaclum nicht zu weit ausdehnen, 
noch das Schlußwort der Referent Abg. Rickert, 
der ih indeß nur gegen die Zahlenauſſtellung des gemacht werden, man ſchädige ſonſt die Steuerzahler 
Regierungs⸗Kommiſſars wendet und demſelben den uad die Kommunen, die ſich an die direkte Staats- 


die Beweglichkeit der Einnahme dürfe nicht zu leicht 


ſteuer halten, ihre Etats danach einrichten müſſen. 
Es würde ſomit für dieſe ein Nachtheil erwachſen, 
wenn man eine zu große Beweglichkeit in der Ein⸗ 
nahme zuließe. Er könne daher eine beſtimmte Et⸗ 
Harung der Staatoregterung in dieſem Punkte nicht 
abgeien, weil feine Veranlaſſung vorhanden jri, heult 
über eine Frage deſinitio zu entſcheiden, die erſt zur 
Ausführung kommen könnt nach einer tiefgreifenden 
Reform der direkten Steuern, welcht wiederum ab⸗ 
hängig iſt von der Vermehrung der indirekten 
Steuern. Darüber heute ſich zu äußern, ſel völlig 
zwedlos, jede Diskuſſton unnüg. M. H. 
bin in der Lage und ermächtigt, durch eine Aller⸗ 
böse Kabinctsordre Sr. Majeſtät des Königs zu 
erklären: 
daß, infoweit durch Steuer teformen die Reichs 
Matrikular-Beiträge Preußens unter den in un⸗ 
ſerem Staats haus haltsetat für 187980 vor- 
geſehenen Betrag ſinken, oder aus Neicherinnahmen 
verfügbare Miltel dem preupiſchen Staatshaushalt 
„ Überwiefen werden, und über dieſe Mehreinnahmen 
reſp. Ausgabe Eiſparniſſe nicht wit Zuſttmmung 
der Landesvertretung behufs der Bebecung der 
Staatsausgaben ober behufs lleberweijung eines 
Teiles des Betrages der Grund- und Gebäupe⸗ 
feuer an die kommunalen Verbände Verfügung 
getroffen it, ein vorbehaltlich der nöthigen 
Abrundungen gleicher Betrag an der füt das 
betreffende Jahr normirten Klaſſen- und Naifl- 
fülrten Elnkommenſteuer zu erlaſſen if. (Beme- 
gung. Hör, hört!) 
eine Herzen! Die Regierung muß einen 
a der faden, daß das Haus einen Antrag 
annimmt, der ſich in gleichem Sinne ausſpricht, wit 
die rben von mir verleſtne zuſichernde Erklarung. 
Die Staatsregierung würde in ſolchem Beſchluſſe 
nicht nut mit Freuden das Zuſtandekommen einge 
Verſtändigung überhaupt blicken, ſondern auch dar⸗ 
aus iprerſetts dit Verpflichtung berleiten, einen Ge⸗ 
jegentwurf im Sinne vieſer Anträge in der nachſten 
Seſſton einzubringen. (Lebhafte Beifall, 
Abg. Lauenfein dankt dem Miner für 
die abgegebene Erklärung und empfiebli den 
der Kommiſſion, welcher im Halle diepoatbel mer 
dender Beflände eine Herabminderung der Klaſſen⸗ 


und Einkommenſttuer fordert, inſofern nicht üder diefe 


Beſtände mit Zuſtimmung der Landesvertretung Im 
Etat anderweitig verfügt ſei; nur wünſcht er, daß 
in dem Antrage ausdrücklich auf die Verwendung 
durch Ueberweiſung eines Teils der Geund⸗ und 
Gebändeſteuer an die Kommune hingewirſen event. 
die Worte „im Etat“ geſtrichen würden. 

Abg. v. Benda tritt dieſem Amendement 
entgegen. Vorausſichtlich würde der Ertrag der 
projektitten indirekten Reichsſteuern nicht erheblich 
die Höhe der gegenwärtigen Matrlkularbeiträge über⸗ 
ſtcigen, jo daß der auf Preußen entfallende Betrag 
gerade nur ausreicht, um das Deſicit des preußi⸗ 
ſchen Etats zu decken und die erhöhten Anforde⸗ 
rungen des Unterrichtsweſens zu befriedigen. Es 
jet deshalb dedenklich, von vornherein zu erklären, 
daß man ohne Rückſicht auf das vorhandene Ba 
dürfnig die Grund- und Gebäupefteuer an die 
Kommunen überweiſen wollt. Uaannehmbar würde 
dicſe Forderung jein, wenn man fie obligatoriſch 
an iſtellen und dadurch eine ſo weit gehende Er⸗ 
höhung der indirekten Reichsſteuern fordern wollte, 
daß dadurch das Verhältniß zwiſchen dirrkten und 
indirelten Steuern in einem die Gerechtigkeit ver ⸗ 
letzenden Maße verſchoben würde. f 

Abg. Frhr. v. Huene beantragt den Abſatz 
1 der zweiten Reſolution der Kemmiſſton zu ſtreich : u 


entkräjten vermögen, welche für die Ergänzung unn und flat veſſen zu ſagen: „für den Fall der Ver⸗ 
jeres Staate bahnweſens zwingend ſprechn, wie ſie mehrung der eigenen Einnahmen des Reiches er⸗ 

achtet es das Haus der Abgeordneten unter dank⸗ 
barer Annahme der mit Allerhöchſter Ermächtigung 


Erklarung des Finanzminiſters für er⸗ 


Abg. Graf Limburg-Stirum ſpricht 
ſich mit Entſchie denheit gegen die Anträge der Kom⸗ 
miſſſon und für den Antrag v. Rauchhaupt aus. 
Auch gegen den Antrag von Huene, wie er jetzt 
modiſizirt nach den Erklarungen des Herrn Finanz⸗ 
miniſters vorliege, habe er im Ganzen nichts ein- 
zuwenden. 

Abg. Dr. Hänel polemiſirt gegen die Aus⸗ 
führungen des Vorredners. Die Quotiſt ung ſei 
noch lange kein unbeſchränktes Steuerbewilligungs 
recht, ſie ſei im Grunde nichts als die Sicherung 
des Ausgabebewilligungsrechtes. Wenn alſo vie 
Staatsregierung eine ſolche entgegenkommende Er⸗ 
klarung abgiebt, jo: acceptiren wir dieſe Erklärung 
beftens, aber zu beſonderem Danke verpflichtet uns 
das nicht. Denn die Regierung bat ihre Erklärung 
abgegeben zur Refolution V, nicht zu IV, und 
wenn wir ganz offen ſein wollen, ſo können wir 
nicht verkennen, daß wir ganz anders denken, als 
die Staatsregierung. Die Regierung ſpricht nur 
von der Quotiſirung der neuen Reichsſteuern, die 
wir noch gar nicht haben. Wir müſſen, ſoweit 
unſere Kräfte reichen, uns ſichern, denn es iſt leider 
wahr, daß die Frage der Gerechtigkeit jetzt in Frage 
geſtellt wird durch die Projekte des Reichskanzlers, 
und daß die ſoztaldemokratiſchen Phraſen von der 
Klaſſenausbeutung zur Wahrheit werden, wenn eine 
ungerechte Steuervertheilung durchgehen ſollte und 
wenn auf die allernothwendigſten Lebensmittel Steuer⸗ 
laſten gelegt werden ſollten. 

Abg. Frhr. v. Minnigerode bemerkt dem 
Vorredner, der die Quotiſtrung als etwas ganz 
Harmloſes hingeſtellt habe, die Qustiſtrung jei die 
Mutter des Konfliktes. Das konſervativr Steuer 
programm ſei dagegen einfach auf Sparſamkeit be⸗ 
rechnet und werd beitragen zur Erfüllung deſſen, 
was die Reichsverfaſſung verlangt, zur Einführung 
der ſelbſtſtändigen Reichsſteuern. 

Abg. Graf v. Bethuſy⸗ Huc wird, ob⸗ 
wohl er die Reſolution IV. nicht für opportun hält 
— denn wenn V. cine Ueberweiſung der Gebäude⸗ 
ſteuer will, ſo könne das natürlich und ſelbſiver⸗ 
ſtändlich nur erfolgen auf dem Wege der Quoliß⸗ 
rung; — doch für IV. ſtimmen, weil er den 
Schein vermelden will, ein Prinzip zu verleugnen, 
zu welchem er und feine Partei ſich ſeit Langem be. 
kannt haben. Seine Partei nehme an den gegen 
die indirekten Reichsſteuern vorgebrachten konſtiturio⸗ 

nellen Bedenken nicht in ihrem vollen Umfange 
beit, weil fie an die nothwendige Konſequenz der 
achen glaube und überzeugt jet, daß die ver⸗ 
mehrten Reichseinnahmen, ſoweit fie Pieußen zu⸗ 
fallen, nicht anders als in dem vom Hauſe ge- 
wünſchten Stunt verwendet werden können. In 
dem Staatsſchulden- und im Ausgabe- Bewilligungs⸗ 
Grjeg lägen zwei wichtige Korrektive dafür. Auf 
die einzelnen Anträge einzugeden, hält Redner nicht 
für geboten, er lege den Haupt-Accent darauf, eine 
Mantfeſtation des Haufes herbeizuführen, welche das 
Einretſtandniß bekunden ſoll zwiſchen der Regterung 
und den pofitiven Parteien des Hauſes, und die 
den Reichstag in die Lage ſetzen ſoll, frei, ohne 
Mückſicht auf die konſtitutionellen Bedenken, lediglich 
vom Geſichtepunfte der finanziellen und zollpoliti⸗ 
ſchen Antzemeſſenheit, ſetue Beſchlüſſe zu faſſen, un⸗ 
vermtſcht mit fremden politiſchen Hinderniſſeu. Red ⸗ 
ner drückt ſchließlich feine Freude darüber aus, daß 
das CEenttum das erſte Mal die Hand Dazu bietet, 
fi mit der Regierung über die großen wirthſchaft⸗ 
lichen Fragen zu verſtändigen. (redpafter Beifall.) 
Dr. Las ler: Meine politiſchen 
örtundc haben ſeit zehn Jahren die Quotiſtrung 
angeſtrebt. Wir wollen nur mit der Zuſtimmung 
zu den Reſolmionen fein materielles Uitheil aus⸗ 
jprechen und nehmen dit Reſolution V. nur an, 
weil dadurch ein mattrielles Hinderniß jetiens Breu 
tene gegenüber der Reiche-Ftnanzpolitik fortgeräu 
wird, Wir wollen aber uns freie Hand behalten 
im Meichstagt in jeder uns anger weſſenen Weiſe Kri- 
ut üben zu können. f 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Nach einem kurzen Refumd des Referenten 

wird enter Ablehnung des Ant ages v. Rauchhaupt 
die Neſolutton IV. der Kommiſſlon betref- 

end die Quoiſtrung angenommen. Demnächst 
.. ebenja Reſolutton V. der Kommiſſton mit den Amen⸗ 
dements von Hurne und Lauenſtein. 

4a folgt die Diskuſſion über die lezte Refolu- 

non der Rommijflon : 

VL Die königliche Staatsregierung aufzu⸗ 
fordern, dazin zu wirken, daß in Zukunft das 
Sarsgejep für das deulſche Reich früher fegeeüt 

wird, ale das Etatsgeſeß jür Preußen. 

Abg. Dr. Luctus (Schleuſingen) beantragt 
über dieſen Antrag Uebergang zur Tages ordnung 
und begründet dies damit, daß es ein gefährliches 
Pracrdens enthalte, wenn die preußiſche Landes ver⸗ 
tretung in dieſer Frage in den Gang der Reichs 
Oeſcpgetung eimugretfen unternehme. 

Abg. Dr. Birch ok vertritt den Autrag der 
Kocmiſſton, welcher innerhalb derſelben keinen Wi⸗ 
der pruch gefunden habe. 

Abg. WindtHorf (Meppen) wärt ſachlich 
mit dem Antrage der Kommiſſlon einverſtanden, doch 
möchte er bitten, ibm zu fagen, wie deſſen Aus- 
führung zu ermöglichen je. — Den Antrag Lu- 
ctus könnt er nicht acrepttren, da er ſich mit ſeiner 
Motivirung nicht erklären könne. 

Hierauf wird der Kommiſſtons-Antrag ange 
nommen. 

Damit iſt die Tagesorduung erledigt. 

Schluß 4 Uhr. 

Nächſte W Sonnabend 10 Uhr. 

Tagesordnung: Die vom Herrenhauſe zurück ⸗ 
gelangten Geſetze betr. die Aue führung der Eisil- 
Prozeßordnung, Schiedsmanns ordnung, böheren Ber- 
waltungs vienſt. 


7 


at und Birmuthungen. 


Denutſchland. 


Berlin, 14. Februar. Es iſt bereits ge⸗ 
meldet worden, daß der Kultusminiſter, um die 
große Ungleichheit der auf die Ferien der Volks ⸗ 
schulen bezüglichen Beſtimmungen zu beseitigen, eine 
Ferienordnung für die Volksſchulen erlaſſen hat. 
Zur Ergänzung dieſer Mitthellung diene, daß die 
geſammte Ferienzeit auf 63 Tage bemeſſen wer⸗ 
den ſoll. N 

Durch allerhöchſte Ordre vom 9. Januar d. 
I. if die Reglerungs-Inſtruktion vom 23. Oktober 
1817 in $ 20 sub 9 und find ferner die Beſtim⸗ 
mungen der Geſchäftsanweiſungen für die Regie- 
rungen vom 31. Dezember 1825 abgeändert wor⸗ 
den. Dafür find hinſichtlich der zum Gebiet des 
Hochbaues gehörigen Bauten im Bereich der Forſt⸗ 
verwaltung neue Beſtimmungen erlaſſen worden, 
welche beſagen, zu welchen Bauten den Regierungen 
und zu welchen dem landwirthſchaftlichen Miniſter 
als jetzigem Chef der Forſtverwaltung die Genehmi- 
gung zuſteht. Der jetzige Umfang der Monarchie 
und die in Folge deſſen geftiegene Bauthätigkeit lie⸗ 
ßen die bisherige Einrichtung nicht mehr als genü 
gend erſcheinen. Die bezügliche Ausführungsverord⸗ 
nung iſt noch vom Finanz ainiſter erlaſſen. In 
derſelben wird zugleich ein einheitliches Verfahren 
in Bezug auf die Gebäude ⸗Juventarlen ange⸗ 
ordnet. 

Der deutſche Beamtenverein, der feine erfolg ⸗ 
reiche Thätigkeit am 7. Dezember 1871 begonnen, 
bat durch allerhöͤchſte Kabinctsordre vom 15. Ja- 
nuar d. J. die Rechte einer juriſtiſchen Perſon er- 
halten. Der Verein hat fi bekanntlich die Auf. 
gabe gefell:, die wirthſchaftliche Lage des Beamten. 
ſtandes zu fördern, zählt gegenwärtig über 500 
Mitglieder und beſitzt in den Einlagen derſelben ein 
Kapual von 15,000 M., die Darlehnskaſſe er. 
reichte einen Umſaß von 70,000 M. Auch die 
ſeit einiger Zeit errichtete Sparkaſſe erfreut ſich re⸗ 
ger Theilnahme. Es liegt jetzt in der Abſicht, an 
die Grün ung einer Penſlons, Wittwen- und Wal 


ſenkaſſe für die Mitglieder des Vereins heranzu⸗ 


treten. 

Dem Bundesrath find die Entwürfe von Be⸗ 
ſtimmungen über die Beſchäftigung von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Walz⸗ und Hammer- 
werken und in Glashütten vorgelegt worden. In 
der beigefügten Denkſchrift wird mitgethetlt, daß die 
zur Begutachtung der beiden Entwürfe vor Kurzem 
berufenen Kommiſſionen über das Bekücfniß 
und den Umfang der zu erlaſſenden Beſtimmungen 
in allen wichtigen Punkten einverſtanden waren. 
Man war darüber nicht zweifelbaft, daß in dem 
Betriebe der Glashütten wie der Walz- und Ham⸗ 
merwerke gewiſſe Arbeiten vorkommen, welche theils 
für Arbeiterianen überhaupt oder in einem gewiſſen 
Alter, theils für Knaben ſich nicht eignen, 


und daß 
es vom Standpunkte des in duſt ziellen Betrirber 


unbedenklich ſei, bier von Aufſichtswegen eine be- 
ſtimmte Grenze zu ziehen. Man erkannte aber 
auch an, daß in dem Betriebe der gedachten Werke 
gewiſſe Erleichterungen für die Verwendung ju zend⸗ 
licher Arbeitskräfte gewahrt werden müſſen, wenn 
den Werken ein rattoneller Fortbetrieb möglich blei⸗ 
ben fol. Unter Bexrückſichtigung des Ergebniſſes 
der Kommiſſtonsberathungen find die 0 
der nunmehr voillegenden Geſtalt feſtgeſtelt worden. 
Die Entwürfe enthalten in dem erſten Abſchnitt 
diejenigen Beſtimmungen, welche die Verwendung 
von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern be⸗ 
ſchränken; in den witreren Abschnitten find die Be. 
ſtimmungen zuſammengefaßt, welche die Verwendung 
der jugendlichen Arbeiter erleichtern ſollen. 

Der Stand der Verhandlungen mit Rom iA 
bereits wieder Anlaß zu allerlei irrigen Meldungen 
Dahin gehört die Nachricht, 
daß zur Zeit Dircite Berhandlungen zwiſchen dem 
Miniſter Ball und dem Kardinal Nina gepflogen 
würden. Dieſe Annahme beruht auf Unkenntniß 
der amtlichen Jormen; deratige Ber handlungen 
können nur durch den Reichskanzler geſüh » 
vtrd n. 5 
Das ſtatiſtiſche Amt hat eine vorläufige Ueber 
das Rec 


für Mecklenburg auf 9454 M., für Thüringen auf 
10,762 M., für Baaunſchweig auf 1637 M, für 


‚Unseit auf 7035 M., für Elſaß-Lothringen auf 


154,082 M., zuſammen auf 1 223,024 M. Im 
Vorjahre ſtellte Ah die Einnahme auf 1,229,402 
M., es ergiebt ſich mithin eine Abnahme von 6378 
Mark. 


Vrodinzielles. 
Stettin, 15. Februar. 

— Die „Reue Stettiner Zeitung“ tiſcht ihren 
Lrſern wieder emige, wir wiſſen ze, fe wir 
fagen Unwahrheiten oder Berleumbungen über uns 
auf. Ste behauptet mit dreiſter Stine, daß uns 
Herrn Dr. Wetzner's Schreiben bereits del der Ab 


faſſung unſeres letzten Artikels vorgelegen habe und 
wir daher über den Vorfall im neuen Kraufenhauſe] 


ſchon völlig orientirt geweſen fer. Dem haben 
wir einfach zu erwidern, daß wir jenen Artikel vor- 
geftern zwischen 10 und 12 uhr Vormittags ſchrie⸗ 


blattes, die ſich eben entfernen wollten, jo lange 
zurückhielten, bis der Saß auch für das Tageblatt 
vollendet war. Man ſieht, zu welchen grundloſen 
Verdächtigungen gegen uns dle „Neue Stett. Zeitung“ 
fig hinreißen läßt. Wenn wir den Brief des Herrn 
Dr. Wegner nicht wörlich mitgetheilt haben — 
worin Herr Wiemann gleichfalls ein großes Berbre- 
chen ſieht — fo liegt das einfach daran, daß uns 
von Herrn Dr. Wegner der Wunſch, den Wortlaut 
ſeines Briefes zu veröffentlichen, nicht ausgeſprochen 
iſt. Alles irgend wie Weſentliche in ſeiner Mit⸗ 
thellung ü ſt übrigens von une veröffentlicht, und 
wenn die „Neue Steitiner Zeitung“, von Neugierde 
geplagt, in dem Schreiben noch andere große Dinge 
vermuthet, jo ſteht ihr die Einſicht in daſſelbe in 
unſerm Burcau offen. Bloß Nebenſächliches, wie 


ein ſehr ſonderbarer. Das junge Mädchen hatte 

vor einiger Zeit einen Streit mit einer Nachbarin 

und iſt wegen Injurien verklagt worden. Bon mi h- sten 
reren Seiten iſt ihr vor der möglichermeije rroben-ſam 
den Gefäugnißſtrafe ſolche Angſt gemocht wortenſzont 
daß ſie, als die Ladung zum Termin einltef, in de der 
Aufregung den wähnten Selbſtmordverſuch unter den 
nahm. Hoffentlich ſteht die Strafe für die Inju- war 
rien in keinem Verhältniß zu der Gefahr, in die de⸗ 
ſich die Geängſtigte begeben hat. Ms 


Viehmarkt. 

Berlin, 14. Februar. Es ſtanden zum Ber- 6 
kauf: 82 Rinder, 1085 Schweine, 551 Kälber, 
596 Hammel. a eo 

Bei Rindern ſowohl wie bei Schweinen fehlte 


daß Herr Dr. Wegner irrthümlicher Weiſe die erſte Ver⸗ 
oͤffentlichung des Verfalls in unſerm Blatte auf den 
Sonnabend ſtatt auf den Sonntag legt und ſein 
Schreiben nur an das Stettiner Tageblatt richtet, 
mit abdrucken zu lafjen, halten wir wenigſtens für 
gänzlich ohne Zweck und für Berfhwendung von 
Drucketſchwärze. Noch komiſcher wirkt auf den Kun⸗ 
digen ſieilich der Vorwurf, den die „Reue Stett. 
Zeitung“ vom hohen Kothurn herab auf uns zu 
ſchleudern verſucht, „wir hätten den uns auf Grund 
eines ausdrücklichen Beſchluſſes der ſtädtiſchen Be⸗ 
hörden zur Aufnahme zugeſtellten Bericht der Fi⸗ 
narzkommiſſton wochenlang im Pulte liegen laſſen, 
Wir be⸗ 
merken dazu einfach, daß uns dieſer Bericht der 


bevor wir ihn zum Abdruck brachten.“ 


ſtadtiſchen Finanzkommiſſion einmal erſt ungefahr 
eine Woche nach der betr. Sitzung zugeſchickt wurde, 
und wir wirklich keinen Grund abſahen, warum 
auch wir noch dieſen eben nicht ſalomoniſchen Ur⸗ 
theilsſpruch ciner kommunalen Partei, daß ſie Recht 


und ihr Gegner Unrecht hade — ein Spruch, wie 


er jeit den Zeiten, daß ſich die Bürger einer ge⸗ 
wiſſen Stadt in alle Länder zerftreuten, wohl noch 
nie in eine m kommunalen Gemeinweſen gefällt tft — 
bet uns acht Tage jpäter veröffentlichen ſollten, als 
die „Neue Stettiner Zeitung“, die „Oſtſee-Zettung“ 
und der „General- Anzeiget“, welche durch die Ber⸗ 
mittelung ihrer guten Freunde unter den Stadt⸗ 
vtrordneten ſchon gleich nach der Sitzung dieſen 
Bericht zu bringen in der Lage geweſen waren. 
Dazu kam, daß man zwar beſchloſſen Hatte, dieſen 
Bericht der Fmanzkommiſſion det uns veröffentlichen 
zu laſſen, daß man ee aber überſehen zu haben 
ſchen, daß Diefe Beröffenttichung auch Iujuttons- 
koſten machen werde. Der Magiſtrat jap ſich ba- 
her gezwungen, uns zu bitten, dieſen Bericht gratis 
in unſere Blätter aufzunehmen, und wenn wir 
dieſem Appell an unſere Lideralitat ſchließlich nach- 
kamen und den uns deshald gemachten Vorſtellungen 
Gehör ſchenkten, jo wied une Niemand verdenten, 
wir zur Vers cinen Tag wählten, 
5 u a W ag, der sie 
de Stettiner Zeuung“ genehmer war. 
Wir konnen daher alles, was wir über das 


phariſaſſche Geſalbader der Neuen Stettinertn ge ⸗ 


jagt haben, nur aufrecht erhalten. Und wenn die⸗ 
ſelbe wirklich meint, mit dergleichen einem hieſigen 
Bürger, welcher einen Vorgang von allgemeinem 


Intereſſe zur Sprache bringt, den Mund verbieten 
in iu können und gar von einem Auf⸗die-Finger⸗ 


klopfen redet, jo wird ſolche weiße Salve ſchwerlich 
Eindruck machen, auch ſollen unverbürgten Nachrich⸗ 
ten zu Folge in allen den Fallen, wo es bisher 
zum „Klopfen“ kam, die Redakteure der Neuen 
Sisitiaerin ein wenig den Kurzeren gezogen 

Es war vielmehr durchaus angezeigt, daß der Be. 
ſtattungs modus im Krankenhauf“, ſobald ſich dar. 
über unaufzeklärte Gerüchte verbreiten, don dem 
Einſender des erſten Schreibers zur Sprache ge. 
bracht wurde und wollen wir nur wünſchen, daß 
der von Herrn Dr. Wegner als üblich bezeichnete 
Beſtattungsmodus, die Berſtorbenen wenigstens mit 
einem Todtenhemde zu bekleiden, nun auch in Zu⸗ 
kunft ſtrenge inne gehalten werde —, denn wie es 
in früheren Zeiten damit fand, zeigt wohl am 
beſten ein uns bekannter Fall, wo bie Angehörigen 
ein eigenes Gewand zur Eirkleidung der Leiche ge⸗ 


men hätte. Freilich pflegt man ſolche Vorgänge 


nicht von „S der B hörden“ zu erfahren, 
0 * ’ Reue Stettine in 


mit denen einzig und allein die 
noch verkehren zu köanen ſcheint; ſondern muß 


ſchon ein wenig ta andert Schichten der Bevölle⸗ 
rung hinabſtelgen, die allerdings der Pfeudo-Libe⸗ 
raliem us der „Neuen Stettiner Zeitung“ mot auer 
ihrer freipetilihen Redensarten wohl am liedſten ganz 


mundtodt ſehen würde. 


— Dem penſtontrten Reviertlootſen Sande 
in Swinemünde if das Allgemeine Ehrenzeichen ver. 


lie den 
Cöslin, 13. Februar. Der Kreistag hat am 


8. v. zur Verlezung dec chemiſchen Berſuchetn 
von Regenwalde anch Cöelin 15,000 Ma, 
willigt. 


— 


Bermiſchtes. 
— Eine aufregende Scene errigaete ſich am 
Mittwoch früh in der Meldiorkrafe, Mehrere Ar- 
beiter waren mit der Reinigung tines Hofes be⸗ 


ſchäftigt, als plölich im zweien Steck ſich ein 


ben und berſelbe bereits um 9 Ahr Mittags gedruckt Fenſter öffnete und ein lungt⸗ Mä chen an dem. 


vorlag, während der Brief den Herrn Dr. Wegner 
erſt Hi Stunden ſpaͤter, nämlich um 6 Uhr Abends, 
von der Voest unſern oten übergeben iſt, und alſo 
etwa um 6˙½ Mir Abends in unſere Hände ge⸗ 
langte. Wir haben ſogar noch ein Uebrites gethan, 
um demſelben ſobald als möglich die weiteſte Ber⸗ 
breitung zu geben, indem wir die Setzer des Tage⸗ 


ſelben eiſchlen. Ehe Jemand hindernd dazwiſchen 
neten konnte, jprang daſſelbe auf den Hof binab 
und gerade auf einen der Arbriter, der ven der 
Wucht des Sturzes zu Boden fiel und anſcheinend 
nicht unerheblich verletzt die Arbeit ve ließ. Das 
junge Mädchen hat keine Beriegung davon getra- 
gen. Der Anlaß zu dem verzwelfelten Sprunge iſt 


ſchickt hatten, und wo doch der Tode — wohl auch] Hier 
„wegen anberwetter dringender Beſchäftigung der 
Leichenwärter“ — auf eta Haar völlig unbekleidet 
in die Gruft gefahren wärt, wenn man nicht noch 
m letzten Augenblick Wind von der Sache belom⸗ 


beſte Waare heute ganz; beide Viehgattungen wur⸗ 
den nicht geräumt und verblieben die Preiſe ohnge⸗ 
fahr auf der Höhe des letzten Markttages. 

Rinder wurden je nach Qualität mit 40—51 
Mark pro 100 Pfp. Schlachtgewicht bezahlt. 

Schweine wurden je nach Qualität mit 36 
1 5 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht 
ezahlt. 

Das Geſchäft für Kälber verlief zwar nicht 
laugſam, doch bewirkte der geringere Auftrieb eine 
kleine Preisaufbeſſerung (40 —55 Pf. pro 1 Pfund 
Schlachtgrwich! 

Bon Hammeln waren nur einzelne Stücke ver⸗ 
ſchiedenſter Beſchaffenheit an den Mann zu brin- 
gen, die zu einer Preienormirung keinen Anhalt 


boten. 
Telegraphiſche Depeſchen 

Karlsruhe, 14. Februar. In Beantwortung 
der Interpellation betreffend die Vorlage über die 
Strafgewalt des Reichstags erklärte Staate miniſter 
Turban, eine Regelung der Angelegenheit ſet noth⸗ 
wendig, die Regierung babe urſprünglich aber die 
Anſicht gehabt, daß die Regelung der Initiative des 
Reichstages zu überlaſſen ſei. Der prinzipielle Ein- 
wand ſet indeß fallen gelaſſen worden, nachdem das 
Unannehmbare aus dem Geſetzentwurfe entfernt wor⸗ 


den ſei 
14. Sebruar. Die „Belit. Correſp.- 
veröffentlicht folgende Meldungen: 

Aus Konſtantinopel dom 13. d.: General 
Totleben ift heute zu einer Beſprechung mit dem 
Fürſten Lobanoff hier eingetroffen. 

Der engliſche Botſchafter Layard hat feine Ab- 
reiſe von hier auf nachſten Mittwoch ſeſtgeſetzt. 

Der geſtrige Miniſterratz war mit den auf das 
Berhältniß zwichen der Pforte und Oeſterreich be⸗ 
züglichen Angelegenpeiten beſchäftigt. 

Aus Bukareſt: Der ruſſiſche Miniferrefident, 
Baron Stuart, wird proviſoriſch durch den ruſſiſ cher 
Konful Jacobſon in Jaſſy erjept, der indeß 
der Gigenſchefe ee Tyuıye e uſſaute 7 

Aus Petersburg: Der vom gieſigen deutſchen 
Botſchafter utſendete Arzt, Dr. weh, hat in Sa⸗ 
repta vollkommen ausreichende Kordons, "rationelle 
Ouarantänettnrichtungen, ſowie eine ſeht ſtrenge 
Hankhabung aller Detalls vorgefunden, der Grſammt⸗ 
einprud, den derselbe von den Einrichtungen erhielt, 
iſt ein höchſt befriedigender. Die Gerüchte von ver⸗ 
dachtigen Krankheitsfallen, die in Bor ſſogledst, Ka- 
lug und Krementſchug vorgtkommen ſein follen, ſind 
durchaus unbegründet. 

Teplitz. 14. Sebeuar. Ja der haue Abend 
ſtattgebabien Sitzung des Mag ſtrats erſtattete Bro» 
feſſor Dr. Laube über das Ergebniß der heutigen 
Begehung ber Thermalgebiete dis zum Dollinger 
Schacht Be icht. Deſelde erkane, daß durch dir 
Zunahme der Temperatur des zuſtcömtuden Waſſere 
der Zutritt von Thermal waſſan konſlattrt werde, 
daß indeß die Thatsache, daß die Temperatur in den 
lezten 24 Stunden v icht mehr gefiegen fei, za der 
Annahme derechtige, daß ein weiteres 
warmen Waſſers nicht weiter ſtatifinde. Auch ge- 
währten die heute Nachmittag in der Urans le der- 
vorgetretenen Flukiuatlons erſcheinungen die deruh gende 
Ueberzeugung, daß das Waſſer dort frinenfale virf 
geſunken fein lönne. A 

Der Statthalter von Böhmen if beute eng 


eingetroffen. 

Trieſt, 14. Jebruar. Der aus Kon- 
Rantincpel hier eingetioffene Aloydd⸗ a pfe „Achtes“ 
erh elt heute die Erlaubaiß, zu lolden und fret zn 
verkehren. 

Paris, 14. Jebrunt. Der Bräftent Grey 
hat heute Morgen ttue Feputat on der Aſſonatton 
der fra azöſſſchen Juduße empfangen, welche bem- 
ſelden Bericht über + Tage der Induſtrie erſtattete. 
Die Aſſoftatton galt. Ne erwarte don dem Bräfi- 
denten der Mrpdbll! und den Kammern, daß die 
nationale l gegen die auslandiſche Konkurrenz 
dorch wle Kompenſationszölle geſchützt werde. 
Da Pigskent Amtberte, daß dieſe Fragen die ermejhe 
2 — der ſtaatlichen Gewalten verdienten; 
die der Kammern würden dieſe lben 
„und dit Regierung fi über die Bebürfnifie 
Landen untere ichten. Die Intereſſen der na- 
nalen Arbeit ſollten nicht pieisgegebrn werde 
— Einem Depntirten, welcher des Gerüchte er⸗ 
wähnte, daß bas arne Miniferinm bei feiner Bil- 
dung ſich den Freihän lern gegenüber engagtrt harte, 
entgegnete der Präfft ent mit der Berſiche ung, daß 
das Kabinet bie vorliegende Frage ohne Boretu⸗ 
genommenhelt prüfen and allen Jutereſſen den er⸗ 
ſorderlichen Schuß augedelhen laſſen werde. 

Konstantinopel 14. Februar. Zur Einſicht⸗ 
nahme von den geſundheitlichen Birhaltuiſſen in 
Bulgarien find türktiche Acrzte dorthin abgeſendet 
worden. 

Aus Kavalla eingetroffene ärztliche Konſular⸗ 
berichte erll nen die Nachrichten von dem Auftreten 
der Peſt dortſelbſt für vollſtandig unbegründet. 

Reouf Paſcha hat feine Ankunft in Adriano 
pel hierher angeze gt. 


